
rend des Verfahrens unterschiedliche Angaben machte 
oder die Sach- und Rechtslage aus anderen Gründen 
unklar war. In einigen Fällen wurde zum Schluß über 
einen ganz anderen Antrag entschieden, als aus der 
Klageschrift und dem Verhandlungsprotokoll zu ent­
nehmen war. Hierin kommen zugleich Mängel in der 
Sachverhaltsaufklärung und Protokollierung der Ver­
handlung zum Ausdruck. Das gilt auch für die Erschei­
nung, daß einige Gerichte in Entscheidungen über Lohn­
streitigkeiten nur Nettobeträge, andere Gerichte nur 
Bruttobeträge festlegen.
Die Klarstellung der Anträge der Parteien ist ein grund­
legendes Erfordernis für die gesamte Verhandlung und 
Entscheidung des Gerichts. Die Anträge der Parteien 
bestimmen den Streitgegenstand und damit zugleich 
den Sachkomplex, den das Gericht durch seine Tätigkeit 
aufzuklären und rechtlich zu beurteilen hat. Daher müs­
sen die Anträge, ggf. mit Hilfe des Gerichts, klar for­
muliert und im Verhandlungsprotokoll festgehalten 
werden. Über die ordnungsgemäß protokollierten An­
träge ist nach Maßgabe des Gesetzes zu entscheiden. 
Dabei hat das Gericht in der Entscheidung den Betrag, 
den eine Partei an eine andere Partei zu zahlen hat, 
genau anzugeben. Da der Werktätige Anspruch auf den 
gesamten verdienten Lohn hat, ist bei Lohnstreitigkei­
ten stets der Bruttobetrag anzugeben.
Zur Anwendung der Gerichtskritik
Ein bedeutsames Mittel zur Erhöhung der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit der gerichtlichen Tätigkeit ist die 
Gerichtskritik, von der jedoch noch nicht in genügen­
dem Maße Gebrauch gemacht wird.
Verschiedentlich wird die Auffassung vertreten, eine 
Gerichtskritik durch besonderen Beschluß sei überflüs­
sig, wenn das Gericht in den Entscheidungsgründen an

bestimmten Mängeln Kritik geübt hat. Diese Auffas­
sung beruht auf unrichtigen Vorstellungen über das 
Wesen der Gerichtskritik. Sie findet u. a. darin ihren 
Ausdruck, daß noch immer einige Gerichte die Gerichts­
kritik so handhaben, daß ein bestimmtes Verhalten von 
Betriebsleitern und leitenden Mitarbeitern moralisch 
be- und verurteilt wird. Die Konsequenz dieser Auffas­
sung besteht in der als Gerichtskritik ausgesprochenen 
Forderung eines Gerichts an einen Betriebsleiter, ge­
genüber seinem übergeordneten Organ zu seinem Ver­
halten selbstkritisch Stellung zu nehmen. Auf diese 
Weise wird die Gerichtskritik entwertet.
Nach §8 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
strafrechtlicher und verfahrensrechtlicher Bestimmun­
gen vom 17. April 1963 (GBl. I S. 65) besteht das Wesen 
der Gerichtskritik darin, die Beseitigung von Gesetzes­
verletzungen und der sie begünstigenden Bedingungen 
und Umstände für die Begehung von Gesetzesverletzun­
gen zu verlangen, die das Gericht bei der Durchführung 
von Verfahren in Arbeitsrechtssachen festgestellt hat. 
Die Gerichtskritik gibt somit dem Gericht die Möglich­
keit, über die Entscheidung und den sie tragenden Tat­
bestand hinaus zur Durchsetzung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit tätig zu werden. Soweit die Gesetzesver­
letzung oder die ihre Begehung begünstigenden Bedin­
gungen und Umstände Gegenstand der Entscheidung 
selbst sind, bedarf es keiner Gerichtskritik durch be­
sonderen Beschluß. Sofern jedoch die Feststellungen 
und Forderungen des Gerichts über den Einzelfall hin­
aus verallgemeinerungsfähig sind und verallgemeinert 
werden sollen, ist eine Gerichtskritik durch besonderen 
Beschluß erforderlich. Das ist auch dann der Fall, wenn 
die vom Gericht festgestellte Gesetzesverletzung oder 
die sie begünstigenden Bedingungen und Umstände 
nicht unmittelbar Gegenstand der Entscheidung sind.

Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts
zur Tätigkeit der Gerichte bei der Entscheidung von
Arbeitsrechtssachen, besonders auf dem Gebiet des Arbeitslohns

Beschluß vom 15. September 1965 — I PI. B 3/65

Ausgehend von der Einschätzung des Beitrages der 
Gerichte zur Durchsetzung des ökonomischen Gesetzes 
der Verteilung nach der Arbeitsleistung im neuen 
ökonomischen System der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft bei der Anwendung der Bestimmun­
gen des Gesetzbuchs der Arbeit, wie sie auf dem
7. Plenum des Obersten Gerichts vorgenommen wurde, 
wird für die weitere Tätigkeit der Gerichte bei der 
Entscheidung von Arbeitsrechtssachen, besonders auf 
dem Gebiet des Arbeitslohns, folgendes beschlossen: 1

1. Zur Gestaltung der Rechtsprechung 
auf dem Gebiet des Arbeitslohns
Die Gerichte tragen mit ihrer Rechtsprechung auf dem 
Gebiet des Arbeitslohns eine hohe Verantwortung für 
die Verwirklichung der Bestimmungen, die der Durch­
setzung des ökonomischen Gesetzes der Verteilung 
nach der Arbeitsleistung dienen. Sie haben einen 
wichtigen Beitrag zur vollen Wirksamkeit des Arbeits­
lohns als ökonomischen Hebels im Bereich der persön­
lichen materiellen Interessiertheit im neuen ökonomi­
schen System der Planung und Leitung der Volkswirt­
schaft zu leisten. Gerade auf dem Gebiet des Arbeits­
lohns gehen Wirkung und Bedeutung der Recht­
sprechung über die richtige Entscheidung des Einzel­
falls sichtbar hinaus. Die gerichtliche Tätigkeit muß 
sich in den Auswirkungen auf die Steigerung der

Arbeitsproduktivität, die Gestaltung und Verbesserung 
der betrieblichen Leitungstätigkeit und die Einhaltung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin zeigen. Die Recht­
sprechung hat der Wahrung und Verwirklichung der 
gesetzlichen Rechte und Interessen der Werktätigen 
wie der gesamtstaatlichen Interessen zu dienen. Die 
Mitwirkung der Werktätigen und ihrer Gewerkschaf­
ten hieran ist ein objektives gesellschaftliches Er­
fordernis.

2. Komplexe Überwindung von Rechtsverletzungen auf 
dem Gebiet des Arbeitslohns
Die unmittelbaren Beziehungen der Streitfälle auf dem 
Gebiet des Arbeitslohns zu Problemen der Entwick­
lung der nationalen Wirtschaft der DDR, zur Leitungs­
tätigkeit staatlicher Organe sowie Betriebsleiter und 
zu den persönlichen Interessen der Werktätigen und 
die Bedeutung ihrer richtigen Entscheidung für die 
Durchsetzung der staatlichen Lohnpolitik erfordern und 
die gesellschaftlichen Verhältnisse ermöglichen die 
kontinuierliche Zusammenarbeit der Gerichte mit ande­
ren Rechtspflege-, staatlichen, wirtschaftsleitenden und 
gesellschaftlichen Organen. Hierdurch ergeben sich 
günstige Voraussetzungen für die komplexe Überwin­
dung von Ursachen und Bedingungen von Rechtsver­
letzungen auf dem Gebiet des Arbeitslohns.
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